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Geſetz⸗-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 21. 


(Nr. 2843.) Allerhoͤchſte Beſtaͤtigungs⸗Urkunde vom 19. April 1847., betreffend die Vermeh⸗ 
rung des Anlagekapitals der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft um 250,000 Rthlr. 
durch Ausgabe von 3750 Stuͤck Prioritaͤtsobligationen. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. ꝛc. 


Nachdem die Wilhelmsbahn-Geſellſchaft in der außerordentlichen General: 
Verſammlung vom 10. Dezember 1846. nach Inhalt des Uns vorgelegten 
Protokolls beſchloſſen hat, Behufs vollſtaͤndiger Herſtellung und Ausruͤſtung der 
Bahn bis zur Oeſterreichiſchen Landesgrenze und Behufs Verzinſung des ur: 
ſpruͤnglichen Stammkapitals von 1,200,000 Rthlrn. für das Jahr 1846., unter 
Abänderung der $$. 6. und 21. der von Uns unter dem 10. Mai 1844. be⸗ 
ſtaͤtigten Statuten ihr Anlagekapital durch Ausgabe von Prioritaͤtsobligationen 
im Betrage von 250,000 Rthlr. zu erhöhen, wollen Wir zu dieſer Erhoͤhung 
des Grundkapitals, ſowie zur Ausgabe von 1250 Stuͤck Prioritaͤtsobligationen 
zu 100 Rthlr. und von 2500 Stuͤck Prioritaͤtsobligationen zu 50 Rthlr., ge⸗ 
maͤß $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. und H. 27. der vorerwähnten 
Geſellſchaftsſtatuten, Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen und den 
anliegenden, unter dem 9. Maͤrz 1847. notariell vollzogenen Nachtrag zu den 
Statuten der Wilhelms bahn-Geſellſchaft hiermit in allen Punkten beſtaͤtigen. 

Die gegenwaͤrtige Urkunde ſoll nebſt dem Nachtrage zu den Geſellſchafts— 
Statuten durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 

Gegeben Potsdam, den 19. April 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Duͤesberg. 


Jahrgang 1847. (Nr. 2843.) 34 Nach⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 4. Juni 1847. 
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Nachtrag 
zu dem Statute der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft, betreffend die Emif- 


ſion von 3750 Stück Prioritätsobligationen über zuſammen 
250,000 Rthlr. 


§. 1. 


55 Anlagekapital der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft ſoll Behufs vollſtaͤndiger 
Herſtellung und Inbetriebſetzung der Wilhelmsbahn bis an die Oeſterreichiſche 
Landesgrenze und Behufs Verzinſung des urſpruͤnglichen Stammkapitals von 
1,200,000 Rthlrn. zu 4 Prozent fuͤr das Jahr 1846. unter Abaͤnderung der 
Hö. 6. und 21. des unter dem 10. Mai 1844. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuts 
vom 26. Februar 1844. durch Emiſſion von Prioritaͤtsobligationen im Betrage 
von 250,000 Rthlrn. unter den folgenden Bedingungen vermehrt werden. 


2 
Die dem jedesmaligen Beduͤrfniſſe und dem in H. 1. angegebenen Zwecke 
entſprechende Emiſſion dieſer Prioritaͤtsobligationen erfolgt nach vorhergegan⸗ 
genem, gemeinſchaftlichen und uͤbereinſtimmenden Beſchluſſe des Direktorii und 
des Ausſchuſſes der Wilhelmsbahn. 


H. 3. 


Die nach H. 1. zu emittirenden Prioritaͤtsobligationen werden in zwei 

Serien und in jeder Serie, unter fortlaufenden Nummern nach dem sub A. 

7 beigefügten Schema auf weißem Papier mit ſchwarzem Druck ſtempelfrei aus⸗ 

gefertigt. Dieſelben werden von den Geſellſchaftsvorſtaͤnden, dem Direktorium 

und dem Ausſchuſſe fuͤr jeden von einem Mitgliede derſelben und dem Haupt⸗ 
Rendanten unterſchrieben. 


„ armani srl. ur. 125,000 Rthlr. 
die zweite Serie umfaßt 2500 Stuͤck zu 50 Rthlr. Kurant sub 
Nr. 1. bis 2500., zuſammen N. ui. aide 125,000 


Summa 250,000 Rthlr. 

Mit den Obligationen werden Zinskupons nach dem sub B. anliegendeu 

Schema auf weißem Papier mit ſchwarzem Druck fuͤr 10 Jahre ausgegeben 
und nach Ablauf dieſer Zeit erneuert. 


$. 4. 

Die Prioritätsobligationen werden mit 5 Prozent pro anno vom 1. Juli 
1847. ab verzinſt. Die Zinſen werden in halbjährigen Terminen postnumerando 
vom Faͤlligkeitstermin an bei der Hauptkaſſe in Ratibor, in Breslau und Berlin 
aber bei Banquiers, deren Namen öffentlich bekannt gemacht werden, berichtigt. 
Es werden auch die faͤlligen Kupons der Prioritaͤtsobligationen in den Kaſſen 

der Wilhelmsbahn in Zahlung angenommen. 
Zinſen 
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Zinſen von Prioritaͤtsobligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jah— 
ren von dem in dem betreffenden Kupon beſtimmten Zahlungstage nicht erfolgt 
iſt, To zum Vortheile der Geſellſchaft und find als verjährt nicht mehr 
einziehbar. 


H. 5. 

Die Prioritätsobligationen unterliegen der Amortiſation. Der Amorti- 
ſationsfond wird aus mindeſtens einem halben Prozent des ausgegebenen 
Obligationenbetrages gebildet, welcher alljaͤhrlich von 1848. ab, zum Amorti⸗ 
ſationsfond fließt. i 

Die hiernach im Amortiſationsfond aufgeſammelte Summe wird zur 
Amortiſation dergeſtalt verwendet, daß die Auszahlung des Kapitalbetrages 
der zu amortiſirenden Obligationen am 1. Juli jeden Jahres, und zum erfien- 
male am 1. Juli 1850. erfolgt. 

Der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft bleibt das Recht vorbehalten, mit Ge— 
nehmigung des Staates entweder den Amortiſationsfond zu verſtaͤrken, um 
dadurch die Tilgung der Prioritätsobligationen zu beſchleunigen oder ſaͤmmt⸗ 
liche Prioritaͤtsobligationen durch die öffentlichen Blätter mit einer Friſt von 
3 Monaten zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerths einzulöfen, nament⸗ 
lich auch die Prioritätsobligationen in Stammaktien zu verwandeln. 

Beides kann jedoch nur mit Genehmigung des Staats und nicht vor 
dem 1. Juli 1850. geſchehen. Den Inhabern der Prioritaͤtsobligationen wird 
die Befugniß eingeraͤumt, durch verfaſſungsmaͤßigen Beſchluß in einer vom 
Direktorium der Wilhelmsbahn zuſammen zu berufenden Generalverſammlung 
mit Genehmigung des Staates die Verwandlung der Prioritaͤtsobligationen in 
Stammaktien zu bewirken 

Dieſe Befugniß ſteht den Inhabern der Prioritaͤtsobligationen jedoch 
nur bis zum 1. Juli 1850. zu. Ueber die erfolgte Amortiſation wird dem 
fuͤr das Eiſenbahnunternehmen beſtellten landesherrlichen Kommiſſarius jaͤhrlich 
ein Nachweis eingereicht. 


$. 6, 

Die Geſellſchaft der Wilhelmsbahn verpfänder hierdurch den geſammten 
Bahnkoͤrper der Wilhelmsbahn von Koſel bis an die Oeſterreichiſche Landes— 
Grenze bei Oderberg mit allem Zubehoͤr deſſelben, namentlich auch den dazu 
gehörigen Bahnhöfen und ſonſtigen Baulichkeiten für die in den Obligationen 
verſchriebenen Kapitalsbetraͤge. 

Die Inhaber der Prioritaͤtsobligationen find auf Höhe der darin ver— 
ſchriebenen Kapitalsbetraͤge und der dafuͤr nach F. 4. zu zahlenden Zinſen, 
Glaͤubiger der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft, und ſind daher befugt, wegen ihrer 
Kapitalien und Zinſen ſich an das Geſammtvermoͤgen der Geſellſchaft und 
deſſen Erträge mit unbedingter Priorität vor den Inhabern der Stammaktien, 
und der zu denſelben gehoͤrigen Kupons und Dividendenſcheine zu halten. An 
den Dividenden ſelbſt nehmen die Prioritatsobligationen keinen Antheil. Auf 
den Kapitalbetrag der Prioritaͤtsobligationen und auf deren Zinſen kann bei 
der Geſellſchaft kein Arreſt angelegt werden. 

(Nr. 2843.) 34 Die 
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Die Inhaber der Prioritaͤtsobligationen ſind berechtigt, an den General⸗ 
Verſammlungen Theil zu nehmen, aber weder wahl- noch ſtimmenfaͤhig, ſo 
lange nicht die Konverſion in Stammaktien erfolgt iſt. (efr. $. 5.) 


7; 
Den Inhabern der Prioritätsobligationen wird das Recht eingeraͤumt, 
in folgenden Fällen den Nennwerth dieſer Prioritaͤtsobligationen zu fordern: 


a) Wenn ein Zinszahlungstermin durch Verſchulden der Geſellſchaft oder 
ihrer Verwaltung laͤnger als drei Monate unberichtigt bleibt. 

b) Wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn durch gleiches Verſchul— 
den länger als ſechs Monate ganz aufhoͤrt. 

c) Wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution durch 
Abpfaͤndung oder Subhaſtation vollſtreckt wird. 

d) Wenn die im H. 5. feſtgeſetzte Amortiſation durch Verſchulden der Ge— 
ſellſchaft nicht inne gehalten wird. 


In den Fallen ad a. bis inkl. c. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, 
ſondern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle 
eintritt, zuruͤckgefordert werden, und zwar: 

zu a) bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons; 
zu b) bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes; 
zu c) bis zum Ablauf eines Jahres nach Aufhebung der Exekution. 

In dem sub d. gedachten Falle iſt eine dreimonatliche Kuͤndigungsfriſt 
zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritätsobligation von dieſem 
Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 
machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquanti haͤtte ſtattfinden ſollen. 

Bei Geltendmachung des vorſtehend von a. bis d. feſtgeſtellten Ruͤck⸗ 
forderungsrechts find die Inhaber der Prioritaͤtsobligationen befugt, ſich an 
25 geſammte, bewegliche und unbewegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft zu 

alten. 


$. 8. 


So lange nicht die ſämmtlichen ausgegebenen Prioritätsobligationen ein- 
gelöft, oder der Geldbetrag der Einloͤſung gerichtlich deponirt iſt, darf die Ge— 
ſellſchaft keines ihrer Grundſtuͤcke, in ſoweit daſſelbe zum Bahnkoͤrper und den 
Bahnhöfen der Wilhelms-Bahn gehört und zum vollſtaͤndigen Transportbe⸗ 
triebe auf der Wilhelms-Bahn erforderlich if, veraͤußern. 

Der Verkauf oder dauernde Ueberlaffung einzelner an den Staat oder 
an Gemeinden und Korporationen, zum Zwecke poſtaliſcher, polizeilicher oder 
ſteuerlicher Einrichtungen oder zur Anlage von Packhoͤfen und Waarennieder— 
lagen, oder ſonſtigen zum Nutzen des Bahnbetriebes gereichenden Einrichtungen, 
gehört jedoch nicht zu den unterſagten Veraͤußerungen. 

Dagegen bleibt der Geſellſchaft die freie Dispoſition uͤber diejenigen ihr 
gehörigen Grundſtuͤcke vorbehalten, welche nach einem Atteſte des fuͤr das 
Eiſenbahnunternehmen beſtellten landesherrlichen Kommiſſarius zum Transport⸗ 
Betriebe auf der Bahn nicht nothwendig erforderlich ſind. 5 
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§. 9. 


Die Nummern der nach H. 5. zu amortiſirenden Prioritätsobligationen 
werden durch das Loos alljährlich in einem, vierzehn Tage vorher zur öffent: 
lichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Priori⸗ 
taͤtsobligationen der Zutritt geſtattet iſt, in Gegenwart des Direktorii und des 
Ausſchuſſes gezogen. 

Der Syndikus der Geſellſchaft nimmt uͤber die Verlooſung ein Proto- 
koll auf. Die durch das Loos gezogenen Nummern werden binnen 14 Tagen 
nach der Verlooſung oͤffentlich bekannt gemacht. a 


$. 10, 


Die n esluns der ausgelooſten Obligationen erfolgt durch die Gefell- 
ſchaftskaſſe in Ratibor gegen Auslieferung derſelben. Mit dem im H. 5. be⸗ 
ſtimmten Zahlungstage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Prioritaͤtsobliga⸗ 
tionen auf. Die Kupons uͤber die noch nicht erhobenen Zinſen ſind mit den 
ausgelooften Prioritaͤtsobligationen gleichzeitig zu uͤbergeben. Geſchieht dies 
nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden noch nicht faͤlligen Zinskupons von 
dem Kapitale gekuͤrzt, um zur Einloͤſung dieſer Kupons vorkommenden Falles 
zu dienen. Die im Wege der Amortiſation eingelöften Obligationen und noch 
nicht faͤlligen Kupons werden in Gegenwart des Direktoriums, des Ausſchuſſes 
und des Syndikus, welcher daruͤber ein Protokoll aufzunehmen hat, verbrannt 
und, daß dies geſchehen, durch die öffentlichen Blätter bekannt gemacht. 

Die Obligationen, welche in Folge der Ruͤckforderung (F. 5.) von der 
Geſellſchaft eingelöft find, koͤnnen durch die Geſellſchaftsvorſtaͤnde wieder aus— 
gegeben werden. 7 1 

A hy 


Diejenigen Prioritaͤtsobligationen, welche ausgelooſt oder gekuͤndigt find 
und, der Bekanntmachung durch die oͤffentlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht zur 
Realiſirung eingehen, werden während der nächften 10 Jahre, vom Zahlungs⸗ 
tage ($. 5.) ab, von dem Direktorium der Geſellſchaft alljährlich einmal öffent- 
lich aufgerufen; gehen ſie deſſenungeachtet nicht ſpaͤteſtens binnen Jahresfriſt 
nach dem letzten oͤffentlichen Aufruf zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder 
Anſpruch aus demſelben an das Geſellſchaftsvermoͤgen, was unter Angabe der 
Nummern der werthlos gewordenen Prioritätsobligationen von dem Direkto— 
rium oͤffentlich bekannt zu machen iſt. Die Geſellſchaft hat aus dergleichen 
Prioritaͤtsobligationen keinerlei Verpflichtung, doch ſteht es der Generalver⸗ 
ſammlung frei, die gaͤnzliche oder theilweiſe Realiſirung derſelben aus Billig— 
keitsruͤckſichten zu beſchließen. 

$. 12. 

Die hier vorgeſchriebenen oͤffentlichen Bekanntmachungen erfolgen mit 
voller Wirkung einer ſpeziellen Benachrichtigung an die Betheiligten, in Berlin 
durch die Allgemeine Preußiſche und Berliniſche (Voſſiſche), in Breslau durch 
die Schleſiſche und Breslauer Zeitung, bei deren Eingehen von dem Direkto— 
rium und dem Ausſchuſſe der Wilhelmsbahn, mit Genehmigung des Koͤnig— 
lichen Finanzminiſters, andere an deren Stelle geſetzt werden. f 

(Nr. 2843.) A. Prio⸗ 
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A. 
Prioritaͤts⸗Obligation 
der 
Wilhelms-Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
Serie J. 
Jeder Obligation ſind zwanzig Wegen Erneuerung der Kupons 
Kupons auf zehn Jahre beige- Ne S, e e 6 nach Ablauf von zehn Jahren er 
fügt. gehen beſondere Bekanntmachungen. 
—ů———ů—— 
uͤber 


100 e Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat auf Hoͤhe des obigen Betrages von 
Einhundert Thalern Preuß. Kurant Antheil an dem in Gemaͤßheit Allerhoͤch— 
ſter Genehmigung und nach den Beſtimmungen des Statutennachtrages vom 
9. Maͤrz 1847 emittirten Kapitale von Zweihundert Funfzig Tauſend Thalern 
Prioritaͤts-Obligationen der Wilhelms-Eiſenbahn-Geſellſchaft. 

Ratibor, den 9. Maͤrz 1847. 

Das Direktorium 5 Der Ausſchuß 
der Wilhelms⸗Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


Der Haupt-Rendant. 


Zwei Thaler Funfzehn Silbergroſchen. 
Ratibor, den ten 1847. 


Direktorium und Ausſchuß der Wilhelms-Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


35 2 B. 
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(Nr. 2844.) 


Be 


(Nr. 2844.) Miniſterial⸗Erklarung vom A8. Mal 7877, betreffend die Erneuerung der zwiſchen 
der Königl. Preußiſchen und der Großherzogl. Heffifchen Regierung un- 
term 17. Januar 1817. abgefchloffenen Durchmarſch- und Etappen⸗ 
Konvention. 


Nasen die zwiſchen der Koͤnigl. Preußiſchen und der Großherzogl. Heffi- 
ſchen Regierung am 17. Januar 1817. zu Frankfurt a. M. abgeſchloſſene und 
reſp. am 7. Oktober 1828. und 20. November 1838. durch wechſelſeitige Mi- 
niſterial⸗Erklaͤrungen erneuerte Durchmarſch⸗ und Etappen⸗Konvention mit dem 
1. Oktober 1846. abgelaufen und ſeitdem nur ſtillſchweigend in Wirkſamkeit ge— 
blieben iſt, das Beduͤrfniß eines, die diesfaͤlligen gegenſeitigen Berhaͤltniſſe re— 
elnden Uebereinkommens aber fortdauert, ſo haben die beiderſeitigen Miniſterien, 
raft des ihnen ertheilten Auftrages verabredet, daß beſagte Uebereinkunft bis 
zum 1. Oktober 1852. ferner beſtehen und unter nachfolgenden Modifikationen 
von Neuem abgeſchloſſen ſein ſoll: 


1) zu H. 9. der Minifterial-Erflärung vom 7. Oktober 1828. 
„Die Remonte⸗Kommando's haben nicht nach zwei Marſchtagen zu 2 
bis 23 Meile, ſondern erſt nach dreien ſolcher Tagemaͤrſchen einen Ruhe⸗ 
tag zu halten.“ 

2) zu $. 13. der ebengedachten Erklaͤrung. 

„Hinſichtlich der Militair-Beamten gilt, nach Maaßgabe ihres Ranges, 

505 im $. 13. verabredete Verfahren wegen der Verpflegung dergeſtalt, 

aß: 

a) für die Regiments⸗Aerzte mit Hauptmanns⸗Rang, für die Militair⸗ 
Prediger und Auditeure Sechszehn gute Groſchen Gold, 

b) für die Bataillons⸗Aerzte mit Lieutenants-Rang, Zwölf gute Gro- 
ſchen Gold nnd 

c) für die Kompagnie⸗-Chirurgen, Kurſchmiede, Buͤchſenmacher und 
Kuͤſter Vier gute Groſchen Gold 

in eben der Art zu zahlen ſind, wie dies fuͤr die Offiziere und Truppen 

feſtgeſtellt worden iſt.“ 

3) „Die in der Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 20. November 1838. zu 1. bis 
4. enthaltenen Verabredungen behalten auch für die jetzt vereinbarte an— 
derweite Dauer der Uebereinkunft Kraft und Guͤltigkeit.“ 


Hieruͤber iſt Königl. Preußiſcher Seits gegenwärtige Miniſterial-Erklaͤrung aus- 
gefertigt und ſoche mit dem Koͤnigl. Inſiegel verſehen worden. 
Berlin, den 20. April 1847. 


L. S) 


Königl. Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Frhr v. Canitz. 


(Nr. 28442848.) Vor⸗ 
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Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem dieſelbe gegen eine uͤbereinſtim⸗ 
mende Erklaͤrung des Großherzogl. Heſſiſchen Miniſteriums der answaͤrtigen 
— l ausgewechſelt worden iſt, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß 
ebracht. 

a Berlin, den 18. Mai 1847. 


Der Geheime Staats- und Kabinets⸗Miniſter für die auswärtigen 
Angelegenheiten. 


Frhr. v. Canitz. 


(Nr. 2845.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 30. April, betreffend die Strafbefugniſſe der 
Deich = Kommiffarien im Regierungsbezirk Magdeburg. 


Al Ihren Bericht vom 22. d. M. will Ich hierdurch den im Regierungs⸗ 
Bezirk Magdeburg beſtellten Deich-Kommiſſarien die Befugniß beilegen, Nach- 
läßſgkeiten der ihnen untergebenen Deich-Wachtmannſchaften mit Geldſtrafen 
von 10 Sgr. bis zu 1 Rthlr., fo wie Nachlaͤſſigkeiten und Ungehorſam der 
zur Vertheidigung der Deiche berufenen Huͤlfsmannſchaften mit Geldſtrafen von 
1 Rthlr. bis 5 Rthlr. zu ahnden, auch in beiderlei Faͤllen beim Unvermoͤgen 
der Schuldigen verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafen gegen dieſelben feſtzuſetzen. 
Die Vollſtreckung ſolcher Strafen ſoll durch die Landraͤthe erfolgen, welchen 
die Deichkommiſſarien zu dem Ende eine irh u der Strafverfuͤgung 
Ei haben. Diefer Mein Befehl ift durch die eſetzſammlung bekannt 
u machen. 

2 Berlin, den 30. April 1847. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter v. Bodelſchwingh und v. Duͤesberg. 


